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1 Planungsanlass / Allgemeines

Der Bebauungsplan Nr. 4 „Franzhöhe“ ist seit 1967 rechtskräftig. Mit ihm wurde im Nord-
westen der damaligen Gemeinde Kloster Oesede ein großflächiges Wohngebiet festge-
setzt. Der Geltungsbereich ist inzwischen bis auf eine Teilfläche im Südwesten weitge-
hend vollständig bebaut.

Mit Schreiben vom Dezember 2016 liegt dem Bauamt der Stadt Georgsmarienhütte nun
ein Änderungsantrag für den Bebauungsplan Nr. 4 'Franzhöhe' vor. Der Antragsteller be-
absichtigt, auf dem Grundstück Veringstätte 22 (das Baugrundstück umfasst die Flurstü-
cke 114 und 115/6, Flur 2, Gemarkung Kloster Oesede) die Errichtung eines Doppelhau-
ses bzw. alternativ den Neubau von zwei freistehenden Einfamilienhäusern. Die neuen
Wohnhäuser sollen von der Straße Veringstätte erschlossen werden. 
Der bisher rechtskräftige Bebauungsplan steht dem Umfang der beabsichtigten Neube-
bauung aufgrund der weitgehenden Begrenzung der überbaubaren Grundstücksfläche
entgegen: Die Grundflächenzahl (GRZ) ist auf 0,2  festgesetzt. Darüber hinaus setzt der
Bebauungsplan eine Baulinie auf der Westseite des Baugrundstückes fest und behindert
damit die Möglichkeiten einer symmetrischen Grundstücksteilung mit Erschließung von
der Straße Veringstätte aus.

Das bisher auf dem Grundstück vorhandene Wohnhaus wurde zwischenzeitig rückge-
baut. 

Das vorgebrachte Änderungsbegehren steht im Einklang mit der städtebaulichen Zielset-
zung der Stadt Georgsmarienhütte, die eine vorrangige Schaffung von zusätzlichem
Wohnraum durch eine moderate Nachverdichtung von bereits erschlossenen Wohnge-
bietsflächen anstrebt –  vor der Neuausweisung von Bauflächen im bisher unbebauten
Außenbereich. Entsprechend wurde dem Änderungsbegehren durch den Beschluss zur
Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' gefolgt. 

2 Verfahren

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Georgsmarienhütte hat am 25.01.2017 beschlossen,
die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Franzhöhe“ mit örtlicher Bauvorschrift im
beschleunigten Verfahren durchzuführen. Das Vorhaben sieht eine Änderung der Ge-
bietstypik sowie auch der überbaubaren Bereiche vor. Diese beabsichtigten Änderungen
dienen dem Ziel, eine moderate Nachverdichtung der Wohnbauflächen des Geltungsbe-
reiches für diese 2. Änderung zu ermöglichen. Das Vorhaben ist damit als Maßnahme der
Innenentwicklung im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB zu qualifizieren.

Auch die übrigen Voraussetzungen des § 13a BauGB für das beschleunigte Verfahren
sind gegeben. Die maximal zulässige Grundfläche der im Rahmen der 2. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 4 festgesetzten Wohngebietsflächen übersteigt die Größe von
20.000 qm nicht. Durch die Festsetzungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4
wird auch nicht die Zulässigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens begründet.

Stadt Georgsmarienhütte
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  4 'Franzhöhe' in Kloster  Oesede 3



Eine mögliche Beeinträchtigung von 'Natura 2000 Schutzgebieten' (FFH-Gebiete oder eu-
ropäische Vogelschutzgebiete) ist sicher auszuschließen, da entsprechende Schutzge-
bietsflächen im potenziell eingriffsrelevanten, großräumigen Umfeld nicht vorhanden
sind.

Alle Voraussetzungen des § 13a BauGB für ein beschleunigtes Verfahren sind somit erfüllt.

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß §13a-
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 (Grundfläche < 20.000m2) gelten Eingriffe, die die auf Grund der Auf-
stellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 vor
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Insofern besteht im Rahmen des
Bauleitplanverfahrens nicht das Erfordernis der Erstellung eines Landschaftspflegeri-
schen Begleitplans und insbesondere auch keine Pflicht zum Ausgleich von Eingriffen in
Natur und Landschaft (vgl. § 13a Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).

Die Stadt Georgsmarienhütte macht keinen Gebrauch von einer verkürzten Beteiligungs-
frist gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB. Es ist eine „normale“ einmonatige öffentliche Ausle-
gung durchgeführt w0rden. Der Verwaltungsausschuss der Stadt Georgsmarienhütte hat
deshalb am 14.03.2018 die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' beschlossen.

Die öffentliche Auslegung ist in der Zeit vom 17.04.2018 bis einschließlich dem 17.05.2018
erfolgt.
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3 Geltungsbereich

3.1 Lage und Abgrenzung

Das Plangebiet befindet sich in südexponierter Hanglage am nordwestlichen Siedlungs-
rand von Kloster Oesede, ca. 900m entfernt vom südwestlich gelegenen Ortskern. Der
Geltungsbereich der Änderung hat eine Fläche von ca. 4.224 m2. 

Die von der Grenze des Geltungsbereiches eingeschlossenen Flurstücke sind der nach-
stehenden Abbildung 3.1 zu entnehmen. Der Geltungsbereich liegt überwiegend inner-
halb der Gemarkung 'Kloster Oesede', Flur 2. Mit dem Flurstück 64/2 umschließt er aus-
serdem eine Fläche der Gemarkung Oesede, Flur 13.

3.2 Bestand
Die Plangebietsfläche ist insgesamt geprägt von einer überwiegend strukturreichen, in
Teilbereichen verdichteten Wohnbebauung. Die teilweise verwinkelten, meist älteren
(zum Teil aber sanierten) Baukörper lassen die frühere Nutzung des Gebietes als Klein-
siedlungsgebiet mit engem Nebeneinander von Wohngebäuden und gärtnerisch  bzw.
im Nebenerwerb landwirtschaftlich genutzen Wirtschaftsgebäuden noch erahnen.   Au-
genscheinlich dominiert heute aber die Wohnnutzung. Die Freiflächen des Wohngebie-
tes stellen sich zum weitaus überwiegenden Teil als gepflegte Zier- bzw. Wohngärten dar.
Der Nutzgartenanteil  tritt demgegenüber in den Hintergrund.

Die tatsächlich im Plangebiet vorhandene Bausubstanz ist nicht in allen Bereichen mit
den im rechtskräftigen Bebauungsplan ausgewiesenen Baufenstern zur Deckung zu brin-
gen. Insgesamt ist zudem von einer größeren Überbauung auszugehen, als gemäß der
Festsetzung einer GRZ von 0,2  zu erwarten wäre. 

Abb. 3.1:   Geltungsbereich für die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 'Franzhöhe' (M 1 : 1000)
                     Plangrundlage:  LGLN, Regionaldirektion Osnabrück-Meppen,© 2017
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Das Wohnhaus Veringstätte Nr. 22 (Flurstücke 115/6 und 114) im Südosten der Plange-
bietsfläche wurde in 2017 abgerissen. Derzeit stellt sich die Grundstücksfläche als unbe-
baute Brachlandfläche dar.

Abb. 3.2:   Luftbildausschnitt des Plangebietes (unmaßstäblich)
                                Plangrundlage:  Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,© 2017

Abb. 3.3: Die Straße Franzhöhe. Blick vom nord-
westlichen Rand des Plangebietes in östlicher Rich-
tung.

Abb. 3.4: Blick von der Straße 'Veringstätte' hang-
aufwärts in nördlicher Richtung auf die Privatstra-
ße, die das Plangebiet nahezu mittig durchquert.

Abb. 3.5: Blick von der Straße Veringstätte in nord-
westlicher Richtung. Im Vordergrund das Freigrund-
stück, auf dem sich das Gebäude Nr. 22 befand. 

Abb. 3.6:   Blick von Standort wie Abb. 3.5 in östli-
cher Richtung. Links und in Bildmitte die Wohn-
häuser Veringstätte Nr. 20a und 20.
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4 Örtliche Planungen

4.1 Flächennutzungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Georgsmarienhütte stellt den Bereich der
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' als Wohnbaufläche dar. Mit der
Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes wird insofern der Darstellung des Flächen-
nutzungsplanes entsprochen.

4.2 Rechtskräftiger Bebauungsplan

Der Bebauungsplan Nr. 4 „Franzhöhe“ ist seit 1967 rechtskräftig (Ursprungsplan). Für den
Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 gelten die Festsetzungen
des Ursprungsplanes bis heute unverändert weiter. 

Der Ursprungsplan setzt für die in ihren Abgrenzungen weitgehend unverändert über-
nommenen Baugebietsflächen den Nutzungstyp 'Kleinsiedlungsgebiet' (WS) fest. Für
diese Kleinsiedlungsgebiete werden folgende Regelungen getroffen:

• Geschossflächenzahl (GFZ 0,2),
• Grundflächenzahl (GRZ 0,2),
• Zahl der Vollgeschosse:  1 (zwingend)
• offene Bauweise
• Festsetzung der Hauptfirstrichtung
• Festsetzung einer Baulinie für die Bebauung östlich entlang der privaten Erschließungs-

straße.
Am westlichen Ende den Straßen Franzhöhe im Norden und Veringstätte im Süden sieht
der Bebauungsplan aus 1967 mit einer geplanten Ausbaubreite von ca. 6m eine öffentli-
che Verkehrsfläche als Verbindungsspange vor. Die hier festgesetzte Straßenbegren-
zungslinie umfasst die vorhandene private Erschließungsstraße sowie westlich angren-
zende private Flächen.

Durch die 2. Änderung wird der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 4 „Franzhöhe“ in ei-
nem Teilbereich überplant. Mit Inkrafttreten der 2. Änderung werden für die überplanten
Flächen alle zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 4
(Ursprungsplan) unwirksam.

5 Begründung der Festsetzungen der 2. Änderung des Bebauungsplanes

5.1 Art der baulichen Nutzung - Allgemeines Wohngebiet

Die Wohngebietsflächen im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4
waren bisher insgesamt als 'Kleinsiedlungsgebiet' (WS) festgesetzt. Damit wurde dem
zum Zeitpunkt der Erst-Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' in diesem
Teil des Plangebietes (noch) gegebenen kleinteiligen Nutzungsmosaik, bestehend aus
Wohnnutzung und einer gartenbaulichen Nutzung der überwiegend größeren Grund-
stücksflächen für eine begrenzte Selbstversorgung, Rechnung getragen. Die östlich an-
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grenzenden, neu ausgewiesenen Wohngebietsflächen bis zur Straße 'Auf der Halle'  wur-
den bereits damals als 'Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Weitere, südlich der
Straße 'Veringstätte' neu ausgewiesene Wohngebietsflächen wurden als 'Reines Wohn-
gebiet' (WR) festgesetzt.

Die aktuell gegebene Nutzungssituation im Geltungsbereich der 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' lässt das oben beschriebene Nutzungsmosaik im Sinne
des §2 BauNVO, typischerweise bestehend aus Wohngebäuden mit entsprechenden
(größeren) Nutzgärten, landwirtschaftlichen Nebenerwebsstellen oder auch gartenbau-
lich genutzten Flächen, nicht mehr erkennen. Vielmehr findet in diesem Teil des Wohnge-
bietes zwischen Franzhöhe und Veringstätte, ebenso wie in dem östlich angrenzenden
Teil des Wohngebietes, eine nahezu ausschließliche Wohnnutzung statt. Die Grundstücks-
freiflächen finden überwiegend als Ziergärten und nur zu einem geringen Teil als Nutz-
gärten für eine begrenzte Selbstversorgung Verwendung. 

Vor diesem Hintergrund und auch in Anbetracht des städtebaulichen Ziels, innerhalb
des hier betrachteten Änderungsbereiches eine Nachverdichtung zu ermöglichen, wer-
den die Wohngebietsflächen im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 4 'Franzhöhe' nun ebenfalls als 'Allgemeines Wohngebiet' (WA) festgesetzt und somit
hinsichtlich des Nutzungscharakters an die unmittelbar östlich angrenzenden Wohnge-
bietsflächen angeglichen.

Auf die restriktivere Festsetzung der Wohngebietsflächen als 'Reines Wohngebiet' (WR)
wurde verzichtet. Damit wird den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
Rechnung getragen, die heute in vermehrtem Maße eine flexible Verbindung von Wohn-
und Arbeitsumfeld verlangen. So soll es beispielsweise ermöglicht werden, in dem WA-
Gebiet auch einen ‚Home-Office-Arbeitsplatz’ zu errichten oder in einem Wohnhaus ein
Büro für ein ‚nicht störendes Gewerbe‘ einzurichten, um bei einer beruflichen Veränder-
ung das Risiko, auch den Wohnort wechseln zu müssen, zu minimieren.

Die störungsarme Wohnnutzung für alle Wohngebietsflächen des Geltungsbereiches
steht allerdings eindeutig im Vordergrund. Aus diesem Grund wurden die Nutzungen ge-
mäß §4 (3) Nrn 3, 4 und 5 (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen),
die ausnahmsweise zugelassen werden können, ausgeschlossen. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung / Bauweise / überbaubare Grundstücksfläche

Gemäß der städtebaulichen Zielsetzung, eine moderate Nachverdichtung im Bereich der
Wohngebietsflächen (WA1 – WA6) zuzulassen, werden die rahmengebenden Kriterien,
die das Maß der baulichen Nutzung bestimmen, entsprechend angepasst. So soll z.B. er-
möglicht werden, nach einer Grundstücksteilung auf den verbleibenden kleineren
Grundstücksflächen innerhalb der festgesetzten Baufenster zwei Einzelhäuser bzw. Dop-
pelhaushälften zu errichten. 

• Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für alle WA-Flächen von bisher 0,2 auf 0,4 als Höchst-
grenze heraufgesetzt.
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• Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird für alle WA-Flächen von bisher 0,2 auf 0,7 als
Höchstgrenze heraufgesetzt.

Durch die Begrenzung des flächenmäßigen Anteils des Baugrundstückes, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf, auf die Grundflächenzahl GRZ von 0,4 sowie mit der
Festsetzung der offenen Bauweise wird sichergestellt, dass der auch auf den Nachbar-
flächen vorherrschende, gebietstypisch aufgelockerte Siedlungscharakter mit einer ent-
sprechend vielgestaltigen Durchgrünung auf dem verbleibenden Freiflächenanteil weiter-
hin Bestand hat. Eine Überschreitung der GRZ für Stellplätze bzw. deren Zufahrten gemäß
§ 19 (4) BauNVO ist für die Wohngebietsflächen bis zu einem Anteil von 25% zulässig.

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche

Für das gesamte Plangebiet wird – wie bisher –  eine offene Bauweise gemäß §22 Abs. 2
BauNVO festgesetzt.

Der bisherige rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 4 'Franzhöhe' sieht für das Baufenster,
welches unmittelbar östlich an die private Erschließungsstraße zwischen Franzhöhe und
Veringstätte anschließt, eine Baulinie entlang dieser Erschließungsspange vor (siehe Abb.
unten). Damit ist gestalterisch auch die Orientierung der hier angrenzenden Wohnhäuser
und die Erschließung der Flächen zu dieser privaten Straße vorgegeben.

Die mit der Zielsetzung einer baulichen Nachverdichtung nunmehr in diesem Bereich
vorgesehene drei weitgehend hangparallel ausgerichteten Baufenster (WA4 – WA6) legen
zumindest für das hangobere (WA4) sowie das hanguntere Baufenster (WA6) eine Er-
schließung von der jeweils angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche, also der Franzhöhe
bzw. der Veringstätte nahe. Insofern ist die Festsetzung einer Baulinie entlang der privaten
Erschließungsstraße nicht mehr sinnvoll und entfällt. 

In Anlehnung an die Bestandssituation wird hingegen für das mittlere Baufenster (WA5)
weiterhin eine Erschließung von der Privatstraße aus vorgesehen. Entsprechend ist hier

Abb. 5.1:  Der Ursprungsplan des Be-
bauungsplans Nr. 4 setzt für das öst-
lich an die Privatstraße zwischen
Franzhöhe und Veringstätte angren-
zende Baufenster eine Baulinie fest
(rote Linie).
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entlang der gegebenen nördlichen Begrenzung des Flurstückes 112/3 ein Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zu Gunsten der Anlieger, der Stadtwerke Georgsmarienhütte sowie weiterer
Ver- und Entsorgungsträger festgesetzt.

5.4 Festsetzung der zulässigen Gebäudehöhe

Für alle Wohngebietsflächen (WA1 - WA6) wird die maximal zulässige Gebäudehöhe mit
10,50 m festgesetzt. Aufgrund der Begrenzung der zulässigen Dachformen der Haupt-
Baukörper auf symmetrische Satteldächer (SD) entspricht die Gebäudehöhe der Firsthöhe. 
Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe orientiert sich dabei einerseits an der
Höhe der angrenzenden Bestandsgebäude. Sie trägt andererseits den heutigen, insbe-
sondere aus der Energieeinsparverordnung (EnEV) resultierenden gesteigerten Anfor-
derungen an den Aufbau von Geschossdecken und Dachflächen Rechnung. 

Aufgrund der starken Hangneigung im gesamten Geltungsbereich der 2. Änderung des
Bebauungsplanes ist eine eindeutige Höhenfestsetzung für die Bebauung im Bereich der
Wohngebietsflächen WA1 – WA3 durch Vorgabe nur eines Höhenbezugspunktes nicht
möglich, da weder die Platzierung noch die First-Orientierung zukünftig neu errichteter
Gebäude innerhalb der groß dimensionierten Baufenster vorherbestimmt werden kann.
Um dennoch für jede Hanglage und jede Gebäudeausrichtung eine eindeutige Firsthöhe
festlegen zu können, werden in der Planzeichnung des Bebauungsplanes für jede der drei
Wohngebietsflächen WA1 – WA3 jeweils die bestehende Geländehöhe am unteren (südli-
chen) Rand des festgesetzten Baufensters sowie auch die korrespondierende Gelän-
dehöhe am oberen (nördlichen) Rand des Baufensters angegeben (Kennzeichnung als un-
terer Höhenbezugspunkt uHB und oberer Höhenbezugspunkt oHB). Durch lineare Inter-
polation kann somit mittels dieser zwei vorgegebenen Höhenbezüge für jede Hanglage in-
nerhalb des Baufensters die Bezugshöhe zur Festlegung der maximal zulässigen Firsthöhe
ermittelt werden. Die Höhenangaben beruhen auf den Daten des Digitalen Geländemod-
ells (DGM5) im 5m-Raster (Befliegung aus 2011, Aerowest GmbH). Zudem hat ein Abgleich
anhand von Höhenangaben aus dem digitalen Kanalplan für das Plangebiet stattgefunden.

Hinsichtlich des Erscheinungsbildes eines Wohnquartiers am Hang sind die talwärts ex-
ponierten Gebäudewände von besonderer Relevanz, weil diese Gebäudefronten am
höchsten aus der Hangfläche aufragen. Aus diesem Grund wird als Bezugspunkt für die
festgesetzte maximale Firsthöhe der Schnittpunkt des aufgehenden Wandteils (Außen-
haut) mit der Oberkante des anzunehmenden ursprünglichen Geländes am tiefst gelege-
nen Punkt des Gebäudes festgeschrieben.

5.5 Festsetzung der Geschossigkeit
Für alle Teilflächen des festgesetzten allgemeinen Wohngebietes (WA1 – WA6) sind 2
Vollgeschosse als Höchstgrenze vorgeschrieben. Durch diese Vorgabe soll eine best-
mögliche Ausnutzung des auf den Bauflächen realisierten Wohnraumes ermöglicht bzw.
auch gefördert werden. Dabei orientiert sich diese Festsetzung auch an der Maßstäb-
lichkeit der östlich unmittelbar angrenzenden Wohnbebauung entlang der Straße 'Ver-
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ingstätte'. Aufgrund der Südexposition der hier vorhandenen Hangbebauung wird die
Entwicklung eines harmonischen Quartierbildes entlang dieser Erschließungsstraße als
besonders bedeutsam eingestuft.

5.6 Verkehrsflächen

Das durch die Festsetzungen des Ursprungsplans vorgegebene Konzept der verkehrli-
chen Erschließung bleibt im Zuge der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 'Franzhöhe'
unverändert.

Die im Ursprungsplan vorgenommene Festsetzung einer (öffentlichen) Straßenverbindung
zwischen den westlichen Enden der Erschließungsstraßen Franzhöhe und Veringstätte wird
zurückgenommen, da der Bedarf nicht weiter gesehen wird und auch die Möglichkeiten ei-
ner Umsetzung aufgrund der beiderseits bis unmittelbar an den geplanten Straßenraum
herangerückten Wohnbebauung mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden wären.

5.7 Festsetzungen zur Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' werden die planungsrechtli-
chen Möglichkeiten für eine begrenzte Nachverdichtung der ausgewiesenen Wohnge-
bietsflächen geschaffen. Zwangsläufig wird sich im Zuge der baulichen Umsetzung der
Gestaltcharakter des Wohnquartiers weiter von einem überwiegend ländlich geprägten
'Kleinsiedlungsgebiet' zu einem typischen 'modernen' Wohnquartier entwickeln. Durch
die Festsetzung eines Pflanzgebotes für (mindestens) einen standortgerechten, heimi-
scher Obst-Hochstamm oder - alternativ - einen standortgerechten, mittel- oder großkro-
niger heimischen Laubbaum sowie auch die Festsetzung des dauerhaften Erhaltes soll
nachhaltig ein Mindestmaß an 'vertikaler' Durchgrünung des Wohngebietes sicherge-
stellt werden. Diese Durchgrünung des exponierten Wohnquartiers in Waldrandlage
dient einer optischen 'Verzahnung' der Wohnbebauung bzw. insbesondere ihrer Dach-
landschaft mit der hangaufwärts unmittelbar angrenzenden Waldkulisse. Aus der unmit-
telbaren Nähe zu dem angrenzenden Buchenwaldbestand, der hier die standortgerechte
Pflanzenvergesellschaftung repräsentiert, begründet sich auch die Festsetzung der Ver-
wendung standortheimischer (Laub-)Gehölzarten. 

Weiterhin verfolgt die Festsetzung das Ziel der möglichst vielgestaltigen Biotopvernet-
zung zwischen den benachbarten strukturreichen Aussenbereichsflächen und den nach
Osten und Süden anschließenden Siedlungsflächen. Insbesondere standortheimische
Gehölzstrukturen können ganzjährig als Trittsteinbiotope für im Gebiet heimische Tierar-
ten fungieren und den durch durch eine fortschreitende Siedlungsentwicklung zu be-
obachtenden Konflikt der Biotopzerschneidung in seinen Auswirkungen abmildern.
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6 Begründung der örtlichen Bauvorschriften

Die örtlichen Bauvorschriften werden gemäß § 9 Abs. 4 BauGB als integrierte Gestal-
tungssatzung in den Bebauungsplan aufgenommen, um das Gebiet über die Fest-
setzungsmöglichkeiten des BauGB hinaus im Rahmen weitergehender städtebaulicher,
gestalterischer oder ökologischer Zielsetzungen zu entwickeln. Sie gelten für alle Teil-
flächen des allgemeinen Wohngebietes (WA1 – WA6) im Geltungsbereich der 2. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe'.

6.1 Festsetzungen zur äußeren Gestalt baulicher Anlagen

Der Bebauungsplan sieht im Rahmen der örtlichen Bauvorschriften weitergehende Fest-
setzungen zur Dachform und Dachneigung vor. Diese Festsetzungen orientieren sich ins-
besondere an den entsprechenden Vorgaben aus dem benachbarten Gebäudebestand.
Ziel ist die Gewährleistung eines insgesamt möglichst harmonischen und vom Betra-
chter als 'ruhig' bzw. 'stimmig' wahrgenommenen Quartierbildes. Angesichts der expo-
nierten Hanglage des Wohnquartiers kommt der Sicherung der Gestaltqualität eine be-
sondere Bedeutung zu. Eine zentrale Rolle spielt die Dachlandschaft des exponierten
Siedlungskörpers. 

6.2 Festsetzungen zur Zulässigkeit und Gestalt von Werbeanlagen

Wie weiter oben bereits ausgeführt wurde, soll die Festsetzung der Bauflächen als 'Allge-
meines Wohngebiet' (WA) eine begrenzte, wohngebietsverträgliche Nutzung des Quarti-
ers auch als Arbeitsraum für die Erwerbsarbeit – etwa für Freiberufler oder kleine,
störungsarme Handwerksbetriebe - ermöglichen. Durch die getroffenen Festsetzungen
zur Zulässigkeit und Gestalt von Werbeanlagen soll ein Interessenausgleich geschaffen
werden zwischen dem berechtigten Wunsch der im Wohngebiet angesiedelten Unterneh-
men, durch eine Werbeanlage auf sich aufmerksam zu machen und der wesentlichen Ziel-
setzung eines harmonischen Quartierbildes sowie der im Vordergrund stehenden Siche-
rung der hohen Qualität als Wohnlebensraum.

6.3 Festsetzungen der gestalterischen Einheit von Doppelhäusern und Hausgruppen

Die getroffenen Festsetzungen zur Sicherung der gestalterischen Einheit von Doppelhäus-
ern und Hausgruppen dienen in gleichem Maße wie die vorstehenden Festsetzungen unter
Punkt 6.1 und 6.2 dem dauerhaften Erhalt eines harmonischen Erscheinungsbildes des
Wohnquartiers. 
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7 Berücksichtigung der Umweltbelange

Der Bebauungsplan wird geändert, um für die bereits baulich genutzten Grundstücke in
dem Wohnquartier zwischen den Straßen Franzhöhe und Veringstätte eine den zeitge-
mäßen städtebaulichen Zielen entsprechende moderate Nachverdichtung zu ermögli-
chen. Damit dient die 2. Änderung des Bebauungsplanes der Innenentwicklung und
kann gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Auch die üb-
rigen Voraussetzungen für ein Verfahren nach § 13a BauGB sind gegeben, da mit der 2.
Änderung des Bebauungsplanes nicht mehr als 20.000 qm Grundfläche festgesetzt wer-
den (festgesetzte Wohngebietsfläche insgesamt: 4.008m2; GRZ:  0,4) und kein UVP-pflich-
tiges Vorhaben im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes begründet wird.

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist damit entbehrlich. Auch eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls ist nicht erforderlich, da mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes
nicht mehr als 20.000 qm Grundfläche festgesetzt werden.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB besteht kein Kompensationserfordernis,  da Eingriffe,
die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des
§ 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten.

Im Übrigen sind eingriffsrelevante Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes
einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege durch die 2. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 4 'Franzhöhe' nicht in wesentlichem Umfang erkennbar. Die vorgese-
hene Veränderung des Zuschnittes von Baufenstern geschieht zum Einen im Sinne der An-
passung an die vorhandene Bausubstanz und soll darüber hinaus eine begrenzte bauliche
Nachverdichtung ermöglichen. Eine damit verbundene geringfügige Mehrversiegelung ge-
genüber der Bestandssituation ist vor dem Hintergrund, dass durch diese Nachverdich-
tung im bereits erschlossenen Siedlungsbestand eine neue Flächeninanspruchnahme
bislang unbebauter Bereiche vermieden werden kann, unbedingt zu begrüßen. Dem den-
noch durch die beabsichtigte Nachverdichtung bedingten Freiflächen- bzw. Vegetations-
verlust wird durch die Festsetzung eines Pflanzgebotes für standortheimische Obst-Hoch-
stämme bzw. Laubbäume Rechnung getragen (siehe unter Punkt 5.7 der Begründung). 

Im Hinblick auf ggf. erforderlich werdende Fällungen von Bäumen oder auch den Rück-
bau von Gebäuden sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 39 und 44
BNatSchG einzuhalten.

8 Kennzeichnung 'Altlasten' (gem. §9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

8.1 Allgemeines

Altlasten sind Altablagerungen und Altstandorte, von denen eine Gefährdung für die Um-
welt, insbesondere für die menschliche Gesundheit ausgehen kann oder zu erwarten ist.
Hierbei kann es sich z. B. um verlassene oder stillgelegte Ablagerungsplätze für kommu-
nale oder gewerbliche Abfälle (Altablagerungen) oder stillgelegte Betriebe und Betriebs-
flächen (Altstandorte) handeln, auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegan-
gen wurde.
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Als Transportmöglichkeit für Schadstoffe kommen folgende Wege (Wirkungspfade) in
Betracht: 

• Boden – In den zur Ablagerung gekommenen Materialien können Schadstoffe enthal-
ten sein, die aufgrund ihrer Eigenschaften oder Inhaltsstoffe eine Gefährdung darstel-
len können.

• Bodenluft – Kommt es durch die abgelagerten Stoffe zu einer Gasbildung, kann das
Gas in die Luft oder den umgebenden Boden entweichen und so eine Gefährdung dar-
stellen. 

• Wasser – Hier ist als eine Möglichkeit die oberflächige Auswaschung von Schadstoffen
über Regenwasser zu nennen. Wesentlich bedeutender ist allerdings, dass Schadstoffe
aus dem zur Ablagerung gekommenen Material ausgewaschen werden können oder
Schadstoffe in flüssiger Form in den Boden gelangt sind. Diese Stoffe können in das
Grundwasser gelangen.

Die auf diesen drei Wirkungspfaden mögliche Einwirkung von Schadstoffen auf den Men-
schen und die natürliche Umwelt wird als Immission bezeichnet.

Für die Beurteilung des Gefährdungspotentials über den jeweiligen Wirkungspfades sind
im Bundes-Bodenschutzgesetz und den zugehörigen weitergehenden gesetzlichen Re-
gelungen Prüf- und Maßnahmenwerte festgelegt worden.

Im Landkreis Osnabrück wurden im Zuge des Niedersächsischen Altlastenprogramms
die bisher bekannten Altablagerungen erfasst, einer gezielten Nachermittlung unterzo-
gen und bewertet. Anhand der sich daraus ergebenden Rankingliste werden die Altabla-
gerungen in den nächsten Jahren eingehend untersucht. Altstandorte wurden ebenfalls
im Zuge des Niedersächsischen Altlastenprogramms erfasst und eine Erstbewertung vor-
genommen.

8.2 Betrachtung der Altlasten hinsichtlich des Plangebietes  (vgl. Abb. 8.1 in der Anlage)

Nach dem heutigen Kenntnisstand ist nicht von einer Beeinflussung des Plangebietes
durch Altlasten über die Immissionspfade Wasser, Boden und Bodenluft auszugehen. Die
im Nachfolgenden einzeln aufgeführten Flächen sind in der Anlage im Maßstab 1 : 5.000
dargestellt. Zur besseren Übersichtlichkeit werden jeweils nur die beiden Endnummern
der im Niedersächsischen Altlastenprogramm geführten Nummer im Plan verwendet. Die-
se ist im Text fett hervorgehoben.

A) Altablagerungen

Im Plangebiet selbst sind keine Altablagerungen bekannt.

Im Umkreis von bis zu 500 Metern um das Plangebiet sind folgende Altablagerungen be-
kannt und im Nds. Altlastenprogramm erfasst:
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- Altablagerung Nr. 459 019 40 03 500 m südöstlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 13 400 m südöstlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 14 20 m südlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 51 350 m südöstlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 52 220 m südöstlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 67 420 m südlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 68 410 m südlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 79 170 m südlich des Plangebietes

- Altablagerung Nr. 459 019 40 87 230 m südlich des Plangebietes

Auf diesen Flächen kamen, soweit bekannt, folgende Materialien zur Ablagerung:

- Altablagerung Nr. 459 019 40 03 Hausmüll, Bauschutt, Bergbauabraum und 
Aschen/Schlacken der Kohleverbrennung

- Altablagerung Nr. 459 019 40 13 Bodenaushub, Bauschutt

- Altablagerung Nr. 459 019 40 14 Hausmüll, Bodenaushub, Grünabfall

- Altablagerung Nr. 459 019 40 51 Bergbauabraum und Aschen/Schlacken der 
Kohleverbrennung, Bauschutt, Grünabfälle

- Altablagerung Nr. 459 019 40 52 Bergbauabraum und Aschen/Schlacken der 
Kohleverbrennung

- Altablagerung Nr. 459 019 40 67 Bodenaushub, Bauschutt, Schlacken, Stra-
ßenaufbruch

- Altablagerung Nr. 459 019 40 68 Bodenaushub, Bauschutt 

- Altablagerung Nr. 459 019 40 79 Boden

- Altablagerung Nr. 459 019 40 87 Bodenaushub, vereinzelt Beimengungen von 
Bauschuttresten, Schlacken, Asche und Kohle

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 03

Die Fläche befindet sich in einem ehemaligen Tal. Die Entwässerungsrichtung dieser Tal-
struktur erfolgt nach Süden zur Düte hin. Eine Beeinträchtigung des Plangebietes über
den Emissionspfad Wasser ist daher auszuschließen.

Aufgrund der Entfernung von 500 Metern, der vorhandenen Oberflächenabdeckung der
Fläche, des Höhenunterschiedes von 20 Metern und der Auffüllmächtigkeit von 2 Metern
ist nicht von einer Beeinträchtigung des Plangebietes über die Immissionspfade Boden
und Bodenluft durch diese Fläche auszugehen.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 13

Die Fläche befindet sich in einem ehemaligen Tal. Die Entwässerungsrichtung dieser Tal-
struktur erfolgt nach Süden zur Düte hin. Die Auffüllungsmächtigkeit wird in den geziel-
ten Nachermittlungen der GKW mit max. 10 Metern benannt. Die Fläche ist vollständig
abgedeckt und bewachsen.
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Eine im Jahre 1988 auf der Fläche durchgeführte Bodenluftuntersuchung ergab keine
Auffälligkeiten. 

Bei Bauarbeiten für eine Löschwasserzisterne im südwestlichen Teil der Altablagerung
wurden Bodenauffüllungen vermischt mit Inertmaterialien bis in 4 Metern Tiefe angetrof-
fen. Die Schadstoffbelastung war kleiner als die Z2-Werte nach LAGA M 20 Boden. Die Er-
gebnisse sind in der gutachterlichen Stellungnahme Nr. 01.71.6683.00 vom 04.04.2000 der
Fa. Prüftechnik aufgeführt.

Im Jahr 2016 wurde eine Historische Erkundung der Altablagerung im Auftrag der Unteren
Bodenschutzbehörde des Landkreises Osnabrück vorgenommen. Die Ergebnisse sind in
der Dokumentation Nr. 1602.3448 des Büros Sack + Temme vom 19.05.2016 dargestellt.

Darauf aufbauend wurde die Altablagerung im Jahr 2016 untersucht und eine Gefährdungs-
abschätzung im Auftrag der Unteren Bodenschutzbehörde vorgenommen. Die Untersu-
chung erfolgte zusammen mit der unten aufgeführten Fläche 09. Die Untersuchungsergeb-
nisse sind in dem Gutachten Nr.224/010/0/16 der Fa. Denker vom 24.02.2017 aufgeführt. 

Auffüllungen der Altablagerung wurden bis in 8,5 Meter Tiefe erbohrt. In zwei Mischproben
der tieferliegenden Auffüllungshorizonte wurde ein gering erhöhter PAK-Gehalt mit 32 und
45 mg/kg festgestellt, aus dem sich aber kein Handlungsbedarf ergibt.

Die Beprobung der Abdeckschichten ergab keine Auffälligkeiten, so dass die vorhandene
Nutzung als Kinderspielplatz uneingeschränkt möglich ist. Die durchgeführten Bodenluft-
messungen ergaben ebenfalls keine Auffälligkeiten. 

Die Untere Bodenschutzbehörde kommt nach Auswertung der Ergebnisse zu dem Schluss,
dass kein weiterer Handlungsbedarf für diese Fläche besteht. Im Altlastenkataster wird die
Altablagerung als „Objekt unter Beobachtung“ geführt.

Aufgrund der oben beschriebenen Untersuchungsergebnisse, des Höhenunterschiedes
von 10 Metern, der Entfernung von 400 Meter und der vorgegebenen Entwässerungsrich-
tung der Fläche nach Süden, ist eine Beeinflussung des Plangebietes durch diese Fläche
über die Immissionspfade Wasser, Boden und Bodenluft auszuschließen.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 14

Diese mit Hausmüll, Bodenaushub und Grünabfall als „wilde Müllkippe“ im Zeitraum der
1950’er bis 1970’er Jahre verfüllte Fläche, die oberflächlich mit etwa 3 Metern Boden ab-
gedeckt und seit 1981 teilweise mit einem Wohnhaus überbaut ist, befindet sich an der
Ostflanke eines Kerbtales. Dieses Tal stellt auch die natürliche Entwässerungsrichtung
für die Fläche dar. Eine Beeinträchtigung über die Immissionspfade Wasser, Boden und
Bodenluft ist aufgrund der Ablagerung an der Bergflanke, der Abdeckung der Fläche und
der nach Süden, vom Plangebiet weg, vorgegebenen Entwässerungsrichtung nicht zu er-
warten. Da das Plangebiet jedoch in unmittelbarer Nähe der Altablagerung liegt, wird
aus Vorsorgegründen in den textlichen Festsetzungen eine Entnahme und/oder Freile-
gung von Grundwasser ausgeschlossen. Hierdurch ist eine eventuell mögliche negative
Beeinträchtigung des Plangebietes über den Immissionspfad Wasser als ausgeschlossen
anzusehen. 
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☞  Zu den Altablagerungen Nr. 459 019 40 51 und Nr. 459 019 40 52

Die Altablagerungen 51 und 52 lassen aufgrund ihrer jeweiligen Entfernung und der to-
pographischen Lage zum Plangebiet keinen Einfluss über die Emissionspfade Wasser,
Boden und Bodenluft auf das Plangebiet erkennen.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 67

Diese Fläche wurde im Zusammenhang mit dem B-Plan 142 gutachterlich untersucht
und unter Beteiligung des Landkreises Osnabrück einer Wohnnutzung zugeführt. Eine
Beeinflussung des Plangebietes ist nicht zu erwarten.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 68

Diese Fläche wurde im Zusammenhang mit dem B-Plan 142 gutachterlich untersucht.
Unter Beteiligung des Landkreises Osnabrück konnte eine Wohnnutzung in unmittelba-
rer Nähe realisiert werden. Eine Beeinflussung des Plangebietes ist nicht zu erwarten.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 79

Diese Fläche wurde in den Jahren 2002 und 2003 eingehend untersucht. Es wurden kei-
ne Auffälligkeiten festgestellt. Die Ergebnisse sind in der Gutachterlichen Stellungnah-
men 01.71.8031.02 der Prüftechnik ZBL vom 10.01.2003 und der Gutachterlichen Stel-
lungnahmen 01.71.8281.03 der Prüftechnik ZBL vom 20.06.2003 dargestellt. Die Fläche
ist von der Untern Bodenschutzbehörde als multifunktional nutzbar bewertet worden
und wird im Altlastenkataster als „ehemalige Altablagerungsverdachtsfläche, nachweis-
lich frei von Schadstoffen“ dargestellt.

☞  Zu Altablagerung Nr. 459 019 40 87 

Die Fläche wurde in den 60’er Jahre mit Bodenaushub aufgefüllt. Im Zuge des Bebau-
ungsplans 231 wurde diese Fläche untersucht. Wie die Sondierungen ergeben haben,
kam Bodenaushub zur Ablagerung, der vereinzelt Beimengungen von Bauschuttresten
enthält. Die Ergebnisse sind in der gutachterlichen Stellungnahme Nr. 01.71.9396.05 der
Prüftechnik ZBL vom 26.05.2005 dargestellt. Im Jahr 2016 wurde im Auftrag des Land-
kreises Osnabrück, Untere Bodenschutzbehörde eine weitergehende Untersuchung der
Fläche durchgeführt. Hierbei zeigte sich, dass die Ausdehnung der Fläche größer als ver-
mutet ist. Die Ergebnisse sind im Bericht Nr. 030516-GMH-IMK der con/Terra vom
05.09.2016 dargestellt. Die Untere Bodenschutzbehörde kommt nach Auswertung der Er-
gebnisse zu dem Schluss, dass die derzeitige Nutzung als Grün- und Wohnfläche unein-
geschränkt möglich ist. 

Eine Beeinträchtigung des Plangebietes durch diese Fläche ist daher nicht gegeben. Zu-
dem liegt das Plangebiet 30 Meter höher.

Eine Beeinflussung des Plangebietes durch diese Flächen über die Immissionspfade
Wasser, Boden und Bodenluft ist auszuschließen. 
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Neben diesen bereits in das Nds. Altlastenprogramm aufgenommenen Flächen befinden
sich bei Auswertung der alten topographischen Karten (TK) noch 9 Flächen im Umkreis
von 500 Metern um das Plangebiet, die eine Veränderung erfahren haben. 

Fläche 1  –  330 m nordöstlich des Plangebietes

Diese bis 1949 in der TK eingetragene Böschungskante wurde zur besseren Beackerung
abgeflacht.

Fläche 2  –  270 m nördlich des Plangebietes

Die bis 1949 in der TK eingetragene Böschungskante wurde zur besseren Beackerung ab-
geflacht. Eine Böschung ist auch heute noch vorhanden

Fläche 3  –  100-130 m nördlich des Plangebietes 

Hierbei handelt es sich um 6 linear angeordnete Gesteinsabbaue, von denen 2 in der TK
von 1949 nicht mehr eingetragen sind. Die anderen 4 sind ab 1965 nicht mehr verzeich-
net. Im Gelände sind diese Abbaue bis auf den westlichsten noch in ihren stark verfalle-
nen Umrissen erkennbar. Die Grubenhöhe beträgt noch etwa 1 Meter, die Ränder sind je-
doch sehr stark verwittert. In den Abbauen stehen Bäume, die etwa 60 Jahre alt sind. Le-
diglich der westlichste Abbau, der heute in einer Ackerfläche liegt, ist nicht mehr erkenn-
bar. Ob er verfüllt oder nur eingeebnet wurde ist unklar. Die Entwässerung der Fläche er-
scheint aufgrund der Topographie zu dem südlich vorhandenen Talzug vorgegeben zu
sein. Eine Beeinträchtigung des Plangebietes ist unter diesen Gegebenheiten sowie der
Entfernung von 130 Metern und der Trennung durch einen leichten Höhenrücken nicht
zu erwarten.

Fläche 4  –  120 m nordöstlich des Plangebietes

In diesem Bereich wurden aufgrund von Hinweisen, dass sich dort ein alter Sandstein-
bruch befunden haben soll, im Vorfeld des Bebauungsplanes 221 im Jahre 1998 Unter-
suchungen durchgeführt. Die Untersuchungsergebnisse sind in einer gutachterlichen
Stellungnahme zum B-Plan-Verfahren 221 dargestellt. 

Da bei den Sondierungen festgestellt wurde, dass es sich um mehrere Kleinsteinbrüche
gehandelt haben muss und es sich bei dem Verfüllungsmaterial um Boden und Abraum
handelt, kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, dass keine Hinweise auf umweltrele-
vante Ablagerungen gefunden wurden. Bei der zwischenzeitlich erfolgten Bebauung der
Fläche wurden keine Auffälligkeiten festgestellt.

Fläche 5  –  10 m südlich des Plangebietes

Der Bereich soll in den 70’er Jahren mit Bodenaushub und Bauschutt verfüllt worden
sein. Aufgrund dieser zur Ablagerung gekommenen Inertmaterialien und dem auf der
Fläche vorhandenen Bewuchs ist nicht mit einer Beeinträchtigung des Plangebietes
über die Immissionspfade Boden und Bodenluft zu rechnen. 
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Da durch die Topographie des sich anschließenden Kerbtales die Entwässerungsrich-
tung der Fläche nach Süden, vom Plangebiet weg, vorgegeben ist, sind zum Immissi-
onspfad Wasser die gleichen Aussagen zu machen, wie sie bereits zu Altablagerung 14
beschrieben wurden. Unter diesen Voraussetzungen ist eine Beeinträchtigung des Plan-
gebietes ebenfalls als nicht gegeben anzusehen.

Fläche 6  –  260 m östlich des Plangebietes 

Bei dieser Fläche handelt es sich um eine bis 1949 in der TK eingetragene Aufhaldung.
Bei dem Material dürfte es sich um Abraum der umliegenden kleinen Gesteinsabbaue
(siehe Fläche 4) gehandelt haben. In den 50’er Jahren wurde der Bereich großflächig ein-
geebnet. Unter der Annahme, dass es sich um natürliches Material handeln wird, ist von
keiner Beeinträchtigung des Plangebietes auszugehen. Die Entwässerung der Fläche er-
folgt in südöstliche Richtung, vom Plangebiet weg. Bei dem vorhandenen Abstand von
260 Metern und der topografischen Lage (Hanglage) beider Flächen zueinander ist keine
Beeinträchtigung über die Immissionspfade Wasser, Boden und Bodenluft zu erkennen.

Fläche 7  –  450 m nordöstlich des Plangebietes 

Die beiden Böschungskanten sind bis 1965 in der TK eingetragen und dann vermutlich
im Zuge der Signaturänderung nur noch als Nutzungsgrenze eingetragen worden. Heute
ist dieser Bereich mit Häusern überbaut. Vom Plangebiet ist die Fläche durch eine Tal-
struktur getrennt.

Fläche 8  –  350 m östlich des Plangebietes 

Die Fläche liegt an der westlichen Flanke eines Talzuges. Anfang der 70’er Jahre wurden
hier von den umliegenden Häusern Grünabfälle in geringen Mengen abgekippt. Um die-
ses zu unterbinden wurde die Fläche vom Eigentümer großflächig mit Bodenaushub
und Naturschotter aufgefüllt. Die Entwässerung der Fläche erfolgt in südliche Richtung,
vom Plangebiet weg.

Aufgrund der geringen eingebrachten Mengen an Grünabfällen in Verbindung mit dem
vorhandenen Abstand von 350 Metern, der topografischen Lage (Hanglage) beider Flä-
chen zueinander und der vorgegebenen Entwässerungsrichtung der Fläche ist keine Be-
einträchtigung über die Immissionspfade Wasser, Boden und Bodenluft zu erwarten.

Fläche 9  –  410 m östlich des Plangebietes 

Diese Fläche wurde Anfang der 80’er Jahre mit Bodenaushub und Bauschutt unter Be-
gleitung des Landkreises Osnabrück verfüllt. Im Jahre 2016 wurde diese Fläche zusam-
men mit der Altablagerung Nr. 459 019 40 13 im Auftrag der Unteren Bodenschutzbehör-
de des Landkreises Osnabrück untersucht. Die Ergebnisse sind in dem Gutachten
Nr.224/010/0/16 der Fa. Denker vom 24.02.2017 aufgeführt. Die Untersuchungsergebnis-
se des vorgefundenen Bodenmaterials mit geringen Bauschuttbeimengungen zeigen
keine Auffälligkeiten. Die Untere Bodenschutzbehörde kommt nach Auswertung der Er-
gebnisse zu dem Schluss, dass kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 
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Ein Teil der Fläche wurde zwischenzeitlich unter gutachterlicher Begleitung einer Wohn-
nutzung zugeführt.

B) Altstandorte

Im Plangebiet selbst sind keine Altstandorte bekannt.

Im Umkreis von bis zu 500 Metern um das Plangebiet ist 1 Altstandort bekannt und in
der Anlage im Maßstab 1 : 5.000 dargestellt. Zur besseren Übersichtlichkeit werden je-
weils nur die vier Endnummern der im Niedersächsischen Altlastenprogramm geführten
Nummer im Plan verwendet. Diese ist im Text fett hervorgehoben. 

☞  Altstandort Nr. 459 019 225 5004   –  320 m südlich des Plangebietes 

Auf dieser Fläche befand sich eine Betriebstankstelle, die zwischen 1955 und 1992 betrie-
ben wurde. Eine Beeinflussung des Plangebietes ist aufgrund des Höhenunterschiedes
von 30 Metern und der Entfernung von 320 Metern nicht zu erwarten.

8.3 Rüstungsaltlasten, militärische Altlasten

Rüstungsaltlasten und/oder militärische Altlasten sind im Plangebiet und im 500 Meter-
Radius um das Plangebiet nicht bekannt. 

—————————————

Die oben aufgeführten altlastenspezifischen Fachgutachten sind den Bebauungsplanun-
terlagen nicht beigefügt. Sie liegen der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises
Osnabrück vor und können dort oder bei der Stadt Georgsmarienhütte, Abteilung für
Planung und Umwelt, eingesehen werden.

Auf der folgenden Seite ist der "Altlastenplan zum B-Plan Nr. 4 'Franzhöhe' - 2. Änderung" beigefügt.
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Anlageplan

Altlastenplan

Altlastenplan zum B-Plan Nr. 4 (KL) "Franzhöhe" - 2. Änderung
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9 Bergbautätigkeiten
Nach Auskunft des Oberbergamtes Clausthal-Zellerfeld ist unter dem Plangebiet kein
Bergbau umgegangen. Mit schädlichen Einwirkungen des eingestellten Bergbaus ist
nicht zu rechnen. 

10 Nachrichtliche Übernahmen  (gem. §9 Abs. 6 BauGB)

Baudenkmale, Bodendenkmale
Sowohl innerhalb des Planbereiches als auch unmittelbar angrenzend sind keine Bau-
und Bodendenkmale bekannt.
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde
(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie
auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder Spuren – z. B.
Versteinerungen –, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Le-
bens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt wer-
den, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepfli-
chtig. Sie müssen unverzüglich gemeldet werden bei der 

Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück 
Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land
Lotter Straße 2
49078 Osnabrück
Tel. 0541/323-2277 oder -4433

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde
und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen
nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
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11 Bearbeitungs- und Verfahrensvermerk

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Franzhöhe“ mit örtlicher Bauvorschrift und
Begründung wurde in Abstimmung und im Einvernehmen mit der Stadt Georgsmarien-
hütte ausgearbeitet.

Bielefeld, 23. Juli 2018

stadtlandkonzept PartG  Planungsbüro  für Stadt & Umwelt

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Diese Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Franzhöhe“ mit örtlicher
Bauvorschrift hat gemäß § 9 (8) BauGB dem Satzungsbeschluss vom xx.xx.2018 zugrunde
gelegen.

Georgsmarienhütte, . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

                                                 Bürgermeister

ANLAGEN
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